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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu dem von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung einer Vergütung für die Aufgabe 
der Miicherzeugung 
— Drucksache 10/1474 — 


A. Problem 

Auf Grund der Brüsseler Beschlüsse zur Garantiemengenre- 
gelung für Milch muß bestimmten Gruppen von Erzeugern 
eine zusätzliche Produktionsmenge zugewiesen werden, um 
Härten zu vermeiden. Da die Bundesrepublik Deutschland 
ihre nationale Garantiemenge einzuhalten hat, müßte die zu- 
sätzliche Produktionsmenge zu weiteren Kürzungen der ein- 
zelbetrieblichen Produktionsquoten der übrigen Erzeuger füh- 
ren. Dies hätte erhebliche zusätzliche Einkommenseinbußen 
bei allen Milcherzeugern zur Folge. 

B. Lösung 

Die notwendige Reduzierung der Milchproduktion soll durch 
ein Aufkäufen von Garantiemengen durch die Bundesregie- 
rung bei den Landwirten erfolgen, die auf ihre Garantiemenge 
verzichten, also keine Milch mehr zur Vermarktung produzie- 
ren und abliefern wollen. Ihnen ist ein finanzieller Anreiz zu 
bieten, indem sie zehn Jahre lang 100 DM jährlich je 1000 kg 
Garantiemenge, höchstens jedoch 15000 DM jährlich pro Be- 
trieb, erhalten. 

C. Alternativen 

keine 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

D. Kosten 

Jährlich bis zu 100 Mio. DM auf zehn Jahre, insgesamt also bis 
zu 1 Mrd. DM. 
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Beschtußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Überschrift des Gesetzentwurfs wie folgt zu fassen: 

„Gesetz über die Gewährung einer Vergütung für die Aufgabe der Milcher- 
zeugung für den Markt“, 

2. den Gesetzentwurf — Drucksache 10/1474 — im übrigen unverändert anzu- 
nehmen. 

Bonn, den 7. Juni 1984 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Dr. Enders 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Enders 


Der von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP am 
22. Mai 1984 eingebrachte Gesetzentwurf wurde 
vom Deutschen Bundestag in seiner 72. Sitzung am 
25. Mai 1984 an den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten federführend sowie zur Mit- 
beratung und gemäß § 96 der Geschäftsordnung an 
den Haushaltsausschuß überwiesen. Der Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten befaßte 
sich in seiner Sitzung am 7. Juni 1984 mit dem Ent- 
wurf, der Haushaltsausschuß in seiner Sitzung am 
6. Juni 1984. Der Haushaltsausschuß billigte den 
Entwurf mit Mehrheit bei einigen Gegenstimmen 
und einigen Stimmenthaltungen. Über seinen Be- 
schluß gemäß § 96 der Geschäftsordnung erstattet 
der Haushaltsausschuß gesondert Bericht. 

Bei dem Entwurf geht es um folgendes: 

Im Rahmen der Neuordnung des Milchmarkts in 
der EG ist in Rechtsakten der Gemeinschaft festge- 
legt, daß zur Vermeidung von Härtefällen be- 
stimmte Gruppen von Milcherzeugern zusätzliche 
Produktionsmengen neben der ihnen an sich zuste- 
henden Produktionsquote erhalten. Gedacht ist da- 
bei an Fälle höherer Gewalt oder an Betriebe in der 
Entwicklungsphase mit größeren baulichen Investi- 
tionen. Um zur Berücksichtigung der Härtefälle 
nicht zu weiteren Kürzungen der einzelbetriebli- 
chen Garantiemengen der übrigen Erzeuger greifen 
zu müssen, soll als Anpassungshilfe den zur Redu- 
zierung der Milchproduktion bereiten Erzeugern 
ein finanzieller Anreiz hierzu geboten werden. Dies 
soll durch den Ankauf der entsprechenden Garan- 
tiemengen durch die Bundesregierung bei den 
Landwirten geschehen, die auf ihre Garantiemenge 
verzichten, also keine Milch mehr produzieren und 
vermarkten wollen. Sie sollen zehn Jahre lang 100 
DM im Jahr je 1000 kg Garantiemenge, höchstens 
jedoch 15 000 DM jährlich pro Betrieb, erhalten. Es 
werden jedoch nur so viele Garantiemengen auf ge- 
kauft, bis die für die Härtefälle etwa benötigte 
Milchmenge von rund einer Million t abgedeckt ist. 


Die Einzelheiten sollen im Verordnungswege gere- 
gelt werden. 

Wegen der Einzelheiten des Entwurfs wird auf 
seine Begründung Bezug genommen. 

Bei den Beratungen im Ausschuß wurde allseits be- 
tont, daß die Mutter- und Ammenkuhhaltung zur 
Kälbermast der Inanspruchnahme der Leistungen 
nach diesem Gesetz nicht entgegenstehen dürfen. 
Demgemäß wurde zur Klarstellung auch die Über- 
schrift um die Worte „. . . für den Markt“ ergänzt. 
Auch seitens der Bundesregierung wurde betont, 
daß die Anpassungshilfen nach dem Gesetz die 
Einstellung der Erzeugung von Milch zur Ver- 
marktung zur Voraussetzung habe. 

Einmütigkeit herrschte darüber, daß die auf Grund 
dieses Gesetzes aufgekauften Garantiemengen vor- 
rangig in der Region Härtefällen zuzuführen seien, 
in denen sie aufgebracht würden. Nur so könne eine 
Störung der Molkereistruktur vermieden werden. 

Der Antrag des Ausschußmitglieds der Fraktion 
DIE GRÜNEN, in § 2 festzulegen, daß die Zustän- 
digkeit bei den für die Landwirtschaft zuständigen 
Behörden der Länder liege, wurde mit Mehrheit ab- 
gelehnt. 

Einmütig abgelehnt wurde auch der weitere Antrag 
dieses Ausschußmitglieds, einen neuen Paragra- 
phen einzufügen, der die Antragsberechtigung nach 
dem Gesetz auf Betriebsinhaber mit vollendetem 
60. Lebensjahr beschränke. 

In der Schlußabstimmung wurde der Entwurf mit 
der Gegenstimme des Ausschußmitglieds der Frak- 
tion DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der SPD- 
Fraktion von der Mehrheit angenommen. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes- 
tag, der Vorlage — Drucksache 10/1474 — nach 
Maßgabe der Beschlußempfehlung zuzustimmen. 


Bonn, den 7. Juni 1984 

Dr, Enders 

Berichterstatter 
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